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Dr. Harms hebt hervor, dass einige Kommunen ein
beispielhaftes Engagement für Nord-Süd-Arbeit
entwickeln.  Die Qualität der Zusammenarbeit
hängt mitunter von einzelnen Personen und oft von
Netzwerken ab.
Er merkt kritisch an, dass die Brandenburger
Kommunen im allgemeinen noch zu wenig
Engagement  bei der Nord-Süd-Partnerschaft  zei-
gen. Die Ansätze zur Zusammenarbeit von
Kommunen müssen lokal bei den     Einwohnern
verwurzelt werden, und dafür  werden Netzwerke
benötigt. Es sollte diesbezüglich am  sehr guten
Beispiel von  Altlandsberg gelernt werden.
Dr. Harms weist auch auf privates Engagement von
Einzelpersonen hin, wie das einer Arztfamilie aus
Wandlitz in Namibia. Daraus haben sich mitunter

weitere Initiativen in  Berlin und Brandenburg ent -
wickelt. Die damit verbundenen Bemühungen, in
der Regel ehrenamtlich, sind sehr zu würdigen.
Der Staatssekretär stellt fest, dass sich meist junge
Menschen für Nord-Süd-Fragen engagieren,
begründet  aus ihrer allgemeinen Empörung und
dem Unverständnis  gegenüber Ungerechtigkeiten.
Er begrüßt diesbezüglich das ab dem 1. Januar 2008
beginnende Programm des Bundesministeriums
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung zum Freiwilligendienst für junge
Menschen in der  Entwicklungszusammenarbeit.
Dr. Harms wünscht der Tagung einen erfolgreichen
Verlauf und bittet darum, die Ergebnisse der
Tagung zur Verfügung gestellt zu bekommen, um
sie in der weiteren Arbeit auswerten zu können.

Begrüßung  durch S taatssekretär Dr . Gerd Harms, Bevollmächtigter des Landes
Brandenburg beim Bund und für Europ aangelegenheiten

Anliegen und Ziel der Konferenz

Viele Städte, Kreise und Gemeinden haben ihren
Platz in der internationalen Entwicklungs -
zusammenarbeit gefunden. Doch sie sind noch die
Minderheit. Die Einsicht, dass die Globalisierung
die gesamte Weltgemeinschaft vor Heraus-
forderungen stellt, ist nicht alltägliche Praxis in den
Kommunen.
Aber es gibt klare Signale. International fordern vor
allem die Agenda 21 zur nachhaltigen Entwicklung
und die acht Millennium-Entwicklungsziele zur
Armutsbekämpfung auf. 
In Deutschland unterstützt beispielsweise der
Deutsche Städtetag die internationale Kontakt-
aufnahme und die zehnte Bundeskonferenz der
Kommunen und Initiativen verabschiedete 2006 die
Erklärung „Globalisierung gestaltet Kommunen.
Kommunen gestalten Globalisierung“.
Die brandenburgische Landesverfassung hat den

Anspruch „Brandenburg als lebendiges Glied ... in
der Einen Welt zu gestalten“. Die „Entwicklungs -
politischen Leitlinien“ des Landes sehen auch ein
Engagement der Kommunen vor.
Bürgerinnen und Bürger sind in vielfältiger Form
aktiv. In Vereinen, über den Fairen Handel oder in
Projekten werben sie für Völkerverständigung und
kulturelles Miteinander. Selten unterhalten aber
ihre Städte und Gemeinden partnerschaftliche
Kontakte in die so genannte Dritte Welt.
Daher soll diese Tagung sich insbesondere an kom-
munale Vertreter und lokal aktive Menschen rich -
ten. Sie soll Impulse für ein intensiveres lokalpoliti -
sches Nord-Süd-Engagement setzen und Ver-
netzung fördern. Sie wird gute Beispiele vorstellen
und zeigen, wie Aktivitäten unterstützt werden
können, sowie kommunale Partnerschaften anre-
gen.
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10:00 Begrüßung durch Kilian Kindelberger, 1. Sprecher VENROB e.V., sowie durch Dr. Gerd Harms,
Bevollmächtigter des Landes Brandenburg für Bundes- und Europaangelegenheiten

10:15 Impulsreferat:
Zur Zusammenarbeit von Zivilgesellschaft und Kommune im Kontext der Millenniumsziele.
Positionierungen und Erfahrungen aus Brandenburg, Alexander Engels, VENROB e.V.

10:35 Impulsreferat:
Sozial und ökologisch verantwortliche Beschaffung der öffentlichen Hand,
Christiane Schnura, Wuppertal, Kampagne für Saubere Kleidung

11:00 Moderierte Diskussion zu den Referaten

Kurze Pause

11:45 Kommunen in der Bundesrepublik als Akteure der Entwicklungszusammenarbeit – Visionen,
Programme, Finanzen 
Dr. Wilhelmy, InWEnt gGmbH, Servicestelle Kommunen in der Einen Welt, Bonn
Referat und Diskussion

12:30 Mittagspause

13:30 Wenn sich „Stadtväter“ und ihre Partner engagieren …
Beispiele in Kurzpräsentationen:
• Altlandsberg – SODI e.V.
Ravindra Gujjula, Ortsbürgermeister; Hans-Jürgen Ebert, SODI e.V.
• Was tut sich in Potsdam?
Kilian Kindelberger, 1. Sprecher VENROB e.V.

14:15 Moderierter Erfahrungsaustausch mit dem Publikum zu Nord-Süd-Kontakten und
Städtepartnerschaften

15:15 Kommunale Entwicklungspolitik – auch ein Beitrag zu Integration und Interkulturalität?
Sera Choi, Büro der Integrationsbeauftragten des Landes Brandenburg
Referat und Debatte

15:50 Optimistisch-konstruktiver Ausblick?
Resümee
Uwe Prüfer, VENROB e.V.

16:00 Verabschiedung
Kilian Kindelberger, VENROB e.V.

Programm
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Zur Zusammenarbeit von Zivilgesellschaf t und Kommune im Kontext der
Millenniumsziele – Impulsreferat von Alexander Engels, 2. Sprecher VENROB

Dieses Referat soll der Einstieg der heutigen
Tagung sein. Somit soll es – wie am inhaltsreichen
Titel unschwer erkennbar – sowohl die Bandbreite
des Konferenzthemas erfassen als auch die bran-
denburgischen Spezifika herausstellen. Die nachfol-
genden Referenten werden viele der angerissenen
Themen im Verlaufe der Tagung sicherlich vertie -
fen und konkretisieren. Ich möchte zu Beginn
zunächst eine Positionierung vornehmen, indem
ich drei Thesen vorstelle, die ich in meinem Vortrag
begründen will.

These 1:
Entwicklungsländer sind nicht „zu weit weg“.

These 2:
Mit C2C erfüllen Kommunen ihre internationalen
Aufgaben.

These 3:
Der Weg von erfolgreichen C2C führt über die
Zusammenarbeit mit NRO.

Fachleuten werden diese Formulierungen durchaus
geläufig sein. Nicht-Fachleute sollten sich bitte
nicht davon möglicherweise provoziert fühlen.

Um den regionalen Einstieg in das Thema zu fin-
den, habe ich mich bemüht, die aktuell bekannten
Städtepartnerschaften brandenburgischer
Kommunen in die sogenannte Dritte Welt zu
recherchieren. Da es keine obligatorische zentrale
Melde- oder Erfassungsstelle dafür gibt, ziehe ich
dafür die langjährigen Erfahrungen der entwi k-
klungspolitischen Akteure in Brandenburg sowie
Medienveröffentlichungen zu Rate. Folgende C2C
gibt es derzeit:

• Förderkreis Burkina Faso - Finowfurt
• Schönefeld - Bayano (Ulan Bator/Mongolei)
• Werder H. - Muan Gun (Südkorea)
• Rheinsberg - Fangasso (Mali)
• Altlandsberg - Sri Lanka
• Frankfurt O. - Kadima (Israel)
• Frankfurt O. - Sri Lanka, ruhend
• Neuruppin - Liuyang (China), Absichtserklärung

Folgende C2C sind außerdem noch im Gespräch:

• Belzig - Kribi (Kamerun)
• Potsdam - Sansibar (Tansania) 
• Frankfurt - Xiaoshan (China, 2006)

Die Aktivitäten in den verschiedenen C2C sind sehr
unterschiedlich. Grundsätzlich kann jedoch gesagt
werden, dass es sich seit Jahren um dieselben beste-
henden Städtepartnerschaften handelt. Damit sind

Eine-Welt-Beziehungen brandenburgischer
Kommunen bedauerlicherweise immer noch eine
Seltenheit. Das zu ändern, ist eine ebenso wichtige
wie schwierige Aufgabe, wie schon die
Vorbereitung dieser Veranstaltung gezeigt hat. Ich
hoffe daher, mit meinen Thesen im Weiteren
Argumentationshilfen zu geben.

Zu These 1: 
Entwicklungsländer sind nicht „zu weit weg“.
Grafisch habe ich auf der Präsentationsfolie
Beispiele aufgeführt, die uns die unmittelbare
Verbindung mit der sogenannten Dritten Welt und
der längst Realität gewordenen Globalisierung des
Alltags deutlich machen sollen. So ist Kaffee ein
Klassiker der weltweiten Verbindung. Die
Deutschen haben einen enormen Kaffeekonsum
und beziehen damit ein Getränk deren
Ursprungspflanze in Lateinamerika, Asien und
Afrika gedeiht. Das gilt inzwischen auch für andere
Lebensmittel. Die exotischen Regale der
Supermärkte zeigen uns dies. Leider ist der Handel
mit den Waren aus Entwicklungsländern überwie -
gend von Ausbeutung und Abhängigkeiten
gekennzeichnet. Unsere Kleidung wird in
Entwicklungsländern genäht, damit wir einen klei -
nen Preis zahlen können, unsere Urlaubsziele lie-
gen im sonnigen Süden, wofür gerade ein
Großflughafen bei Schönefeld gebaut wird. Das
sind Auswirkungen der Globalisierung vor der
eigenen Haustür. Über moderne Kommunikations -
technik – insbesondere das Internet – sind wir welt -
weit vernetzt, unsere Wissenschaft arbeitet global,
unsere Wirtschaft baut immer mehr
Auslandsbeziehungen auf. Im Zuge dessen werden
gerade auch Entwicklungsländer verstärkt einbezo -
gen. Aktuell ein heißes Thema ist der Klimaschutz.
Die Folgen des Wandels der Atmosphäre treffen
Staaten in Nord und Süd gleichermaßen, wobei die
Hauptverursacher die Industrieländer, die
Schutzlosesten aber die Entwicklungsländer sind.
Und als letztes Thema, das uns die Wichtigkeit des
Austauschs mit fernen Ländern zeigt und gerade in
Brandenburg eine traurige Bedeutung gewinnt,
führe ich den Rechtsextremismus und Rassismus
an. Es ist symptomatisch, dass ausgerechnet in
einem Bundesland und in Regionen mit ganz nie-
driger Migrantenquote diese Probleme am größten
sind. Mangelnde Auslandskontakte fördern also
Ausländerhass. Das ist bei vielen Kommunen
immer noch nicht angekommen.

Zu These 2: 
Mit C2C erfüllen Kommunen ihre internationalen
Aufgaben.
Eine beliebte Phrase auf kommunaler wie auf
Landesebene heißt, Auslandsbeziehungen seien
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Bundessache. Aus Sicht eines entwicklungspoliti-
schen Akteurs wie mir ist das ein Akt politischer
Selbstverstümmelung. Selbstverständlich obliegen
diplomatische Beziehungen und die völkerrechtli -
che Vertretung dem Bund, das bedeutet aber kei-
neswegs, dass politische und gesellschaftsbezogene
Kontakte in Entwicklungsländer verbunden mit der
Unterstützung eines partnerschaftlichen Aus -
tauschs nicht möglich seien. Im Gegenteil: Die
Ministerpräsidentenkonferenz hat dies in mehreren
Beschlüssen sogar ausdrücklich als unterstützens-
werte Aktivität – unter anderem der Kommunen –
qualifiziert. 
Einen juristisch grundsätzlicheren Ansatz bietet ein
Blick ins Grundgesetz. Artikel 28 legt den
Kommunen „alle Aufgaben der örtlichen
Gemeinschaft“ in die Hände. Dazu gehören zum
Beispiel Kultur, Integration, Umweltschutz oder die
Förderung des sozialen Bürgerengagements – also
auch Aktivitäten, die als entwicklungspolitisch ein -
gestuft werden können. Ein rechtliches Verbot
besteht also nicht.
Gerade deshalb ist es auch möglich, dass internatio-
nale Übereinkommen den Kommunen ihre globale
Verantwortung zugewiesen haben. Beispiele dafür
sind die Agenda 21, welche ein eigenes Kapitel den
Kommunen widmet. Kommunen seien „die Ebene,
die den Bürgern am nächsten ist“, heißt es da und
weiter sollen sich die Verwaltungen einsetzen für
„die Mobilisierung für eine nachhaltige
Entwicklung“.
Auch die Klimaschutzvereinbarungen und die
damit verbundenen konkreten Ziele, beispielsweise
die Senkung von Kohlendioxidemissionen sind
lokal relevant. Sie treffen ur-kommunale Bereiche,
zum Beispiel die Verkehrsplanung oder die
Energieversorgung und den Energieverbrauch. 
Als entwicklungspolitisch derzeit wohl wichtigste
Handlungsanweisung dürfen die Millenniums -
entwicklungsziele gesehen werden. Auch darin fin -
den sich wichtige Themen, welche die Kommunen
betreffen beziehungsweise, die in Städtepartner-
schaften idealerweise aufgenommen werden kön-
nen: Bildung, Demokratisierung, Umweltschutz,
interkultureller Austausch usw.
Der internationale Ruf an die Kommunen wird
immer lauter. Hören Sie hin!

These 3: Der Weg von erfolgreichen C2C führt
über die Zusammenarbeit mit NRO.
Beispiele langfristig bestehender Städtepartner-
schaften – nicht nur in Entwicklungsländer – haben
immer wieder gezeigt, dass sie nur funktionieren,
wenn sich Bürger einbringen und private
Aktivitäten die Partnerschaft mit Leben füllen.
Viele C2C sind gerade aus privaten Kontakten und
Initiativen heraus überhaupt entstanden. Für eine
Partnerschaft zwischen Kommunen in

Brandenburg und in Entwicklungsländern bieten
sich eben solche Kontakte als Startbasen an.
Es steht außer Frage, dass eine Städtepartnerschaft
in ein Entwicklungsland schwieriger ist als etwa
innerhalb Europas. Doch die Lücken, die manchem
als Gegenargument dienen, können über die
Zusammenarbeit einer Kommune mit einer bereits
tätigen NRO geschlossen werden. 
Die Entfernungslücke: Für NRO-Akteure haben
Fahrten/Flüge zu ihren Projektpartnern hohe
Priorität. Sie unternehmen sie immer wieder, um
Kontakt zu halten, und sie kennen sich daher mit
dem Aufwand von Besuchen und Gegenbesuchen
aus – ein Wissen, das unverzichtbar ist. Darüber
hinaus bedeutet eine Städtepartnerschaft nicht
unbedingt, dass ständig hin- und hergefahren wird.
Das Internet hat die Welt längst zum globalen Dorf
gemacht und bietet gute Möglichkeiten für Mail-
Kontakte und andere Formen, miteinander zu kom -
munizieren.
Die Kulturlücke: Unterschiede zwischen den
Kulturen sind oft Ursache für Unverständnis. Wer
sich aber auf das Fremde einlässt, lernt zu verste-
hen. Das kann man nicht von jedem Sachbearbeiter
einer Stadtverwaltung verlangen, sondern diese
interkulturelle Qualifikation bringen NRO mit und
können sie weitergeben.
Kontaktlücke: Für eine Partnerschaft sind vertrau -
enswürdige Kontakte nötig. Die Suche danach ist
aufwändig. Stattdessen kann eine Kommune, die
eine Partnerschaft anstrebt, die Kontakte nutzen,
die NRO aufgebaut und durch jahrelange Arbeit
verlässlich gemacht haben.
Know-how-Lücke: Kenntnisse über Land, Sprache
oder Kultur, über Möglichkeiten und Schwierig -
keiten der Projektarbeit oder über Organisation,
Logistik und Finanzen sind bei NRO vorhanden.
Darauf kann eine angestrebte Städtepartnerschaft
bauen.
Finanzierungslücke: Für Städtepartnerschaften gibt
es kaum finanzielle Unterstützung von höheren
Ebenen oder aus Stiftungen. NRO sind jedoch als
zivilgesellschaftlich getragene und meist gemein-
nützige Organisationen in der Lage, Fördermittel
oder Spenden zu akquirieren. Diese genügen nicht
allein, um eine Städtepartnerschaft zu finanzieren,
stützen aber die Projektarbeit.
Es gibt mehr als 150 entwicklungspolitische NRO in
Brandenburg als Ansprechpartner für die
Kommunen. Sie können viel dazu beitragen eine
Städtepartnerschaft mitzuentwickeln. Dafür benöti -
gen aber auch sie ideelle und materielle
Unterstützung. 
In diesem Sinne äußere ich meine Hoffnung, dass
weitere Kommunen auf den Zug aufspringen wer -
den und sich Partner in Ländern der sogenannten
Dritten Welt suchen werden. Vielleicht zeigt folgen -
des Bild, was notwendig ist:
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jetzt:

bald:
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Die Kampagne für ‚Saubere' Kleidung (CCC) ist ein
Netzwerk von folgenden Organisationen: Arbeits -
gemeinschaft der Evangelischen Jugend, Bund der
Deutschen Katholischen Jugend, Christliche
Initiative Romero, DGB Bildungswerk e.V./Nord-
Süd-Netz, Eirene International, Evangelische
Frauenarbeit in Deutschland, Evangelische
StundentInnengemeinde Deutschlands, IG-Metall,
INKOTA-netzwerk e.V., Katholische Arbeitnehmer
Bewegung, Katholischer Deutscher Frauenbund,
Katholische Landjugendbewegung Deutschlands,
Nordelbisches Frauenwerk, Ökomenisches Netz
Rhein-Mosel-Saar, Südwind Institut für Ökonomie
und Ökumene, TERRE DES FEMMES, TIE
Internationales Bildungswerk e.V., Ver.di Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft, Vereinte Evangeli-
sche Mission Wuppertal. Die CCC hat keine eigene
Rechtsform.
Die internationale „Clean Clothes Campaign“
(CCC) entstand 1990 auf Initiative verschiedener
Organisationen in den Niederlanden und verbreite -
te sich 1995 weiter in Belgien, Deutschland,
Frankreich, Italien, Großbritannien, Österreich,
Schweden, der Schweiz und Spanien.
In Deutschland hat sich die Kampagne für
„Saubere“ Kleidung im Sommer1996 gegründet.
Von Anfang an arbeiteten kirchliche
Organisationen, Gewerkschaften und Nicht -
regierungsorganisationen aus dem entwicklungs -
politischen Spektrum eng zusammen.
In enger Kooperation mit Organisationen in süd -
lichen Ländern erarbeitete sie den „Arbeits -
verhaltenskodex für die Bekleidungsindustrie ein -
schließlich Sportkleidung“, der sich auf
Konventionen der Internationalen Arbeitsorgani -
sation (ILO) stützt. 
Die Kampagne fordert den Bekleidungshandel auf,
ihren Arbeitsverhaltenskodex zu unterzeichnen
und die Einhaltung dieser Standards von einer
unabhängigen Institution kontrollieren zu lassen. 
In den zwölf Jahren ihrer Existenz hat die
Kampagne vieles erreicht: durch Aufklärungs- und
Öffentlichkeitsarbeit ist das gesellschaftliche
Bewusstsein über menschenunwürdige Arbeits -
bedingungen in der weltweiten Bekleidungs -
industrie stark gewachsen. Die Beteiligung von
VerbraucherInnen an Unterschriftenkampagnen,
Musterbrief- und Eilaktionen ist beachtlich. Ein
Netz von Organisationen und Personen aus
Industrie- und Entwicklungsländern wurde aufge -
baut, das im Falle von Arbeitskonflikten eng
zusammen arbeitet. In mehreren europäischen
Ländern ist die Kampagne an Pilotprojekten betei -
ligt, in denen sie mit Unternehmen Verfahren der
unabhängigen Kontrolle der Einhaltung von
Verhaltenskodizes überprüft und entwickelt. In den
Niederlanden wurde 1999 die „Fair Wear

Foundation“ gegründet, eine unabhängige Verifi -
zierungseinrichtung, in der Unternehmens -
verbände, Gewerkschaften und Nicht-
Regierungsorganisationen vertreten sind. In der
Bundesrepublik hat es eine Reihe von
Unternehmensgesprächen gegeben. In den Jahren
2003/04 führte die CCC gemeinsam mit dem größ-
ten Naturtextilienversender in Deutschland, Hess
Natur, ein Pilotprojekt durch. Ziel war, ein effekti -
ves und transparentes Kontrollsystems zur
Einhaltung sozialer Standards, speziell für kleine
und mittelständische Unternehmensstrukturen, zu
entwickeln. Ein Ergebnis des Projektes war, dass
Hess Natur als erstes Unternehmen in Deutschland
der Fair Wear Foundation beitrat und somit alle
Voraussetzungen für eine unabhängige, transpa-
rente Veri-fizierung (Kontrolle) durch eine „Multi-
Stakeholder-Initiative“ (Mitglieder: IG Metall, Fair
Wear Foundation, Hess Natur, Christliche Initiative
Romero, CCC) erfüllte.
Trotz dieser Fortschritte konnten jedoch
Verbesserungen der Arbeitsbedingungen in der
weltweiten Bekleidungsindustrie bisher nur in
Einzelfällen erreicht werden. Es sind nicht nur
weitergehende Kodex-Anstrengungen erforderlich,
sondern auch gesetzliche und staatliche Initiativen
im Bereich der Umsetzung von Arbeits- und
Sozialrechten.
Die CCC engagiert sich seit nunmehr über 11 Jahren
für die Einhaltung von Sozialstandards in der welt -
weiten Bekleidungsindustrie. Sie hat beispielhaft
Kriterien entwickelt, nach denen Bekleidung pro -
duziert werden sollte. So zum Beispiel den CCC-
Modellkodex, Beschwerdesysteme für die
Beschäftigten, unabhängige Kontrollsysteme, etc.
Seit mittlerweile vier Jahren beschäftigt sich die
CCC intensiv mit dem Thema „Verant -
wortungsvolles Beschaffungs-wesen“. So führte sie
eine umfassende Befragung bei über 300
Kommunen und Gemeinden in NRW durch, um
einen Überblick über das Einkaufsverhalten der
BeschafferInnen für den Bereich Arbeitsbekleidung
zu bekommen. Die Auswertung der Fragebögen
zeigte deutlich, dass es von Seiten der öffentlichen
Hand ein großes Interesse gibt, sich dieser
Thematik zu öffnen. Die Ergebnisse dieser explora-
tiven Studie wurden in einer Broschüre zusammen
gefasst. Als nächstes gab die CCC eine
Aktionszeitung für ihre Basisgruppen heraus, die
kostenlos auch in großer Stückzahl angefordert
werden konnte. Regelmäßig wurden diesbezügli -
che Aktivitäten der CCC und deren Basisgruppen
im vierteljährlich erscheinenden Rundbrief der
Kampagne veröffentlicht. Ferner führte die CCC ein
Fachgespräch in NRW durch, dessen
Hauptergebnis die Einrichtung des „Fachforums
NRW für die Integration von Sozialstandards in

Zusammenfassung des V ortrages von Christiane Schnura, Koordinatorin der
Kampagne für ‚Saubere' Kleidung
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öffentliche Ausschreibungen bei Arbeits -
bekleidung“ war. Es ist festzustellen, dass das
Thema „Verantwortungsvolles Beschaffungs -
wesen“ in den letzten Jahren enorm an Bedeutung
gewonnen hat. Die Diskussionen um die
Umsetzung der EU-Direktiven 2004/17/EC und
2004/18/EC und die jeweiligen nationalen
Ausformungen (z.B. in Österreich: neues
Bundesvergabegesetz BVerG 2006) haben dazu
nicht unerheblich beigetragen. Bislang stand vor
allem die Einführung von Produkten aus dem
Fairen Handel im Mittelpunkt der Betrachtungen.
Seit geraumer Zeit wird jedoch die Forderung
durch zivilgesellschaftliche Gruppen laut, dass die
öffentliche Hand die Einhaltung von einzelnen ILO-
Kernarbeitsnormen (z.B. Verbot und unverzügliche
Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten
Formen der Kinderarbeit, 1999, Übereinkommen
182) bzw. die Einhaltung aller acht Kern-
arbeitsnormen als Vergabekriterium verankern soll.
Um diesen Forderungen nach-zukommen müssen
viele Voraussetzungen geschaffen werden. Nach
wie vor ist die Klärung der rechtlichen
Rahmenbedingungen dringend notwendig. Im
Gegensatz zum Bereich Fashion haben fast alle
Arbeitsbekleidungsunternehmen noch keinen
Verhaltenskodex. Dieser muss entwickelt und des-
sen Einhaltung auch unabhängig kontrolliert wer -
den. Ferner müssen die Beschafferinnen und
Beschaffer in den Behörden informiert und unter -
stützt werden, da sie es sind, die die politischen
Beschlüsse zur Berücksichtigung von sozialen
Kriterien in der Praxis beim Einkauf umsetzen müs -
sen. Ebenso ist eine breit angelegte Kampagne in
der Öffentlichkeit notwendig, um auch dort eine
breite Akzeptanz und Interesse zu schaffen. Die
CCC arbeitet seit vielen Jahren in einem Netzwerk
von NGOs, die sich mit dieser Thematik beschäfti-
gen. Eine besonders intensive Zusammenarbeit
besteht mit der Servicestelle Kommunen in der
Einen Welt, InWEnt. Die Klärung der rechtlichen
Situation ist eine ihrer Hauptaufgaben. An den
Treffen des bundesweiten Netzwerks zum fairen
Beschaffungswesen (zweimal jährlich) ist die CCC
beteiligt. Gleichzeitig ist ein Vertreter von InWEnt
regelmäßiger Teilnehmer des „Fachforums NRW
für die Integration von Sozialstandards in öffentli -
che Aus-schreibungen bei Arbeitsbekleidung“.
Darüber hinaus besteht eine enge thematische
Abstimmung der einzelnen Aktivitäten. Im
Rahmen des Gründungstreffens des bundesweiten
Netzwerkes „Faires Beschaffungswesen“ von
InWEnt wurde von den TeilnehmerInnen deutlich
formuliert, dass die Mitarbeit in einem derart zen -
tralem Forum nicht möglich sei. Dafür seien einfach
die Wege zu weit. Sie plädierten für landesweit
arbeitende Gremien, die sich dann jedoch durchaus
ein Mal jährlich zum gemeinsamen Austausch tref -
fen sollten. Die Organisation dieser Treffen würde
auch weiterhin InWEnt organisieren und durchfüh -

ren. In dem Netzwerk CorA (Corporate
Accountability), in dem auch die CCC mitwirkt,
wird weitergehende Lobbyarbeit auf nationaler
und europäischer Ebene zum Thema betrieben.
Auch mit diesem Netzwerk tauscht sich die CCC
regelmäßig aus und stimmt die einzelnen
Aktivitäten ab. 
Durch die enge und abgestimmte Zusammenarbeit
der verschiedenen Akteure in diesem
Themenbereich ist ein effektiver und nachhaltiger
Beitrag zur Förderung einer ‚sauberen'
Einkaufspolitik der öffentlichen Hand möglich.
Öffentliche Beschaffung kann einen beträchtlichen
Beitrag zur Förderung von nachhaltiger
Entwicklung leisten. Dies gilt auch für die Bereiche
Textilien und hier besonders den Bereich der
Arbeitsbekleidung. Kaum einer kommunalen
EinkäuferIn ist bekannt, woher die Ware stammt,
die die Kommune für die Polizei, die Feuerwehr,
Krankenhäuser und Kindergärten, Müllabfuhr und
andere öffentlichen Unternehmen einkauft. Ein
nicht unerheblicher Teil dieser Produkte wird in so
genannten Billiglohnländern in Südostasien,
Mittelamerika und Osteuropa hergestellt. Der
Groß- und Einzelhandel in Deutschland vergibt die
Aufträge an Produzenten in diesen Ländern. Die
deutschen mittelständischen Unternehmen
(Produzenten, Händler, Import-/Exportfirmen,
etc.) kümmern sich in der Regel nicht (oder nur
unzureichend) um die sozialen und ökologischen
Bedingungen, unter denen ihre Ware hergestellt
wird. Recherchen der Kampagne für „saubere“
Kleidung (Clean Clothes Campaign = CCC) zeigen
auf, dass zum Beispiel bei der Herstellung der
Bekleidung in diesen Ländern massiv Menschen-
und Arbeitsrechte verletzt werden (Verbot von
Vereinigungen wie Gewerkschaften, gesundheits-
schädliche Arbeitsbedingungen, Arbeitsstunden
von bis zu 100 Stunden/Woche ohne einen freien
Tag, Zahlung eines Lohns, der nicht zum Überleben
ausreicht, und vieles mehr). 
Die öffentliche Hand hat eine soziale Verpflichtung
und sollte in ihrem eigenen Einkaufsverhalten mit
gutem Beispiel vorangehen. Mittlerweile haben
über 70 Kommunen in Deutschland beschlossen,
keine Produkte mehr aus ausbeuterischer
Kinderarbeit zu kaufen. Die beiden Städte Neuss
und Düsseldorf haben sich verpflichtet, zukünftig
nur Produkte zu kaufen, bei deren Herstellung die
ILO-Sozialstandards eingehalten werden. Die CCC
hat eine entscheidende Rolle bei der
Weiterentwicklung der Vergabepraxis, denn sie
kann die Öffentlichkeit sensibilisieren und sie bei
der Einflussnahme auf EntscheidungsträgerInnen
unterstützen. 
Hinsichtlich der neuen EU-Richtlinien, nach denen
alle Mitgliedsstaaten angehalten sind, die
Vergabekriterien in nationales Recht zu überführen,
wird ein gemeinsamer Dialog unausweichlich.
Wichtig bei diesen zukunftsweisenden Aktivitäten
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wird ebenfalls eine detaillierte juristische Klärung
sein. 
Die öffentlichen Märkte der EU umfassen ein
Volumen von 16% des BIP (Bruttoinlandsprodukt)
der EU. Die Aufträge der öffentlichen Hand stellen
einen wichtigen Wirtschaftsfaktor dar: Der deut -
sche Städte- und Gemeindebund schätzt das
Marktvolumen aller öffentlichen Aufträge in
Deutschland auf rund 360 Milliarden Euro, wobei
die Kommunen mit ca. 60 Prozent aller Aufträge die
größten öffentlichen AuftraggeberInnen sind. 
Das niederländische Forschungsinstitut SOMO
belegt in seiner Studie „Work in progress: Labour
policies of workwear companies supplying public
authorities in Europe“ ferner, dass in den letzten
Jahren eine enorme Konzentration auf dem
Arbeitsbekleidungssektor statt gefunden hat.
Ebenso wie die Bekleidungsindustrie in
Deutschland in den 70er Jahren, verlagerten auch
die Arbeitsbekleidungsunternehmen ihre Produk -
tion nach und nach in die soge-nannten Billig -
lohnländer. Gab es noch vor einigen Jahren eine
Vielzahl von regionalen Anbietern, nimmt die Zahl
der international arbeitenden Arbeitsbekleidungs -
unternehmen zu. Kleinere regionale Anbieter wer -
den verdrängt. In der Vergangenheit hatten die
Unternehmen oft eigene Produktionsstätten in
Osteuropa, Nordafrika und Fernost. Zunehmend
gehen die Unternehmen dazu über, Aufträge an
unabhängige Zulieferbetriebe zu vergeben. 
Allein die Stadt Hamburg vergibt jährlich Aufträge
für Bekleidung und Textilien im Volumen von über
vier Millionen Euro. Bei einer Befragung wurde
ermittelt, dass die Waren auch aus zahlreichen
Billiglohnländern wie Polen, Slowenien, Litauen,
Moldawien, Weißrussland sowie China, Indien,
Pakistan, Bangladesh kommen. In Düsseldorf, wo
sich die Feuerwehr als erster öffentlicher
Auftraggeber in Deutschland bereit erklärt hat,
soziale Kriterien beim Einkauf zu berücksichtigen,
gab die Feuerwehr im Jahr 2003 rund 420.000 Euro
für faire Dienstkleidung aus – ein ähnliches
Volumen wie in den vergangenen Jahren, als noch
nicht auf die Arbeitsbedingungen in den
Produktionsländern geachtet wurde.
Im Rahmen einer NRW-weiten Befragung von
Kommunen und Gemeinden im Frühjahr 2004 fand
die CCC heraus, dass ca. 20 Kommunen und
Gemeinden in NRW sich dem Thema sozialverträg-
liche Beschaffung von Kommunen widmen möch -
ten. Bei einem im Dezember 2004 stattgefundenen
Fachgespräch zum Thema „Kommunaler Einkauf
von Textilien unter Berücksichtigung von
Sozialstandards“ wurde von den kommunalen
VertreterInnen noch einmal darauf hingewiesen,
dass sie für die Umsetzung sozialer Ver-
gabekriterien Unterstützung benötigen. Die Stadt
Dortmund hat damit begonnen, in Kooperation mit
den Städten Bochum, Gelsenkirchen, Essen und
Hagen, in einigen Bereichen gemeinsam zu beschaf-

fen. Nach Aussagen des in dieser Kooperation ver-
antwortlichen, zentralen Beschaffers besteht
Interesse daran, ethische Vergabekriterien zu
berücksichtigen. Hilfestellung ist dazu aber unbe -
dingt erforderlich. Neben der fachlichen
Unterstützung benötigen sie auch auf der politi -
schen Ebene das Engagement aus der Bevölkerung.
Die Bürgerinnen und Bürger sowie die zivilgesell -
schaftlichen Gruppen in den Städten und
Gemeinden, beim Bund und bei den Ländern müs-
sen ihre EntscheidungsträgerInnen dazu auffor-
dern, ihre soziale Verantwortung wahrzunehmen. 
Ein weiteres Ergebnis des Fachgesprächs war die
Aufforderung an die Landesregierung, hier mit
gutem Beispiel voran zu gehen und auch bei der
Vergabe von Landesaufträgen die Einhaltung von
Sozialstandards zu fordern. Die Idee des
Fachgesprächs wurde bereits in Bayern aufgegrif-
fen. Dort fand ein ähnliches Treffen im Herbst 2006
statt. Am 8. Mai 2007 wurde ein interfraktioneller
Antrag im Bayerischen Landtag gestellt, in dem der
Landtag die Staatsregierung auffordert, „im
Beschaffungswesen und bei Ausschreibungen des
eigenen Geschäftsbereiches künftig nur Produkte
zu berücksichtigen, die ohne ausbeuterische
Kinderarbeit im Sinne der ILO-Konvention 182 her -
gestellt wurden…“. Unter Punkt 5 heißt es in dem
Antrag weiter: „gegenüber der Bundesregierung
setzt sich die Staatsregierung dafür ein, dass im
Zuge der Neugestaltung des deutschen
Vergaberechts öffentlichen Auftraggebern unstrit -
tig die Möglichkeit gegeben wird, bei
Ausschreibungen ökologische und soziale Kriterien
zu berücksichtigen.“ Im Gegensatz zu anderen
europäischen Ländern wie Belgien oder Frankreich
beschäftigen sich Kommunen und Gemeinden in
Deutschland erst seit kurzer Zeit mit dem Thema.
Wobei das Land Nordrhein-Westfalen bisher dies -
bezüglich auf Landesebene die größten
Anstrengungen unternommen hat, wenn es um die
Frage der praktischen Umsetzung geht. In den
Kommunen und Gemeinden haben wir die
Situation, dass die Berücksichtigung sozialer
Vergabekriterien bei den Transfair gelabelten
Produkten wie Kaffee, Orangensaft, etc. relativ ein-
fach zu bewerkstelligen ist. Bei ungelabelten
Produkten, wie zum Beispiel bei der Arbeits -
bekleidung, ist dies bedeutend schwieriger. Im
Oktober 2006 hat das Ministerium für Generationen,
Familie, Frauen und Integration des Landes NRW
und die Kampagne für ‚Saubere' Kleidung das
„Fachforum NRW für die Integration von Sozial -
standards in öffentliche Ausschreibungen bei
Arbeitsbekleidung“ ins Leben gerufen. Dieses
Gremium versteht sich als eine Arbeitsgruppe, die
gemeinsam mit BeschafferInnen aus Kommunen
und Gemeinden, Arbeitsbekleidungsunternehmen,
dem Land NRW, Gewerkschaften und NGOs prak -
tische Hilfestellungen bei der Umsetzung von ent -
sprechenden Rats- und Gemeindebeschlüssen ent-



wickelt. Dazu erarbeiten sie konkrete Umsetzungs-
hilfen exemplarisch für den Bereich der
Arbeitsbekleidung, einem Produkt ohne Label. 
Die Erfahrungen des „Fachforums NRW für die
Integration von Sozialstandards in öffentliche
Ausschreibungen bei Arbeitsbekleidung“ werden
schon jetzt von anderen Bundesländern genutzt.
Wir müssen uns jedoch immer wieder vor Augen
halten, dass wir uns am Beginn eines sozialen

Prozesses befinden, an dessen Ende die „Ethische
Beschaffung“ stehen soll. Für diesen Prozess müs-
sen viele MitspielerInnen gewonnen werden: die
EntscheidungsträgerInnen aus Politik und Verwal -
tung, die Produzenten, die Beschäftigten in den
Behörden und Bekleidungsunternehmen und nicht
zuletzt die Allgemeinheit, also die Frau und der
Mann auf der Straße.
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Natürlich habe ich mir als persönliche Vorbereitung
auf die heutige Konferenz  noch einmal unsere sei-
nerzeitigen Bilanzen der ersten zwölf Jahre nach
der Wende auf dem Gebiet der kommunalen
Partnerschaften mit Kommunen im Süden angese-
hen, also jener Zeit, als ich und meine Kollegen im
Rahmen des BEPI Verantwortung auf diesem
Gebiet trugen. Auch damals waren wir - so wie das
Staatssekretär Dr. Harms heute morgen auch
beklagt hat - mit  Befürchtungen vieler Funktions -
träger auf  kreislicher und Landesebene konfron-
tiert, die meinten, NGO hätten sich auf keinen Fall
auf diesem Gebiet einzumischen, Vorschläge zu
machen  oder gar Forderungen an die Kommunen
und ihre kommunalen Verbände zu formulieren.
Deshalb sei noch einmal in aller Eindeutigkeit her -
vorgehoben: damals wie heute bestand stets grund-
sätzliche Übereinstimmung zwischen NRO und
kommunalen Spitzenverbänden auf der Bundes-
ebene, daß ein meßbares Voranschreiten in der
kommunalen Entwicklungszusammenarbeit und
bei der Schaffung entsprechender Städtepartner-
schaften im gemeinsamen Interesse liegt und nur
gemeinsam geleistet werden kann (siehe Mainzer
Erklärung 1988, Quadrilog, Klimabündnis, Konfe -
renzen von Rio und Johannesburg, 10. Bundes-
konferenz der Kommunen und Initiativen 2006 in
Hamburg u.a.m.).
Während bis Mitte der achtziger Jahre Auslands-
aktivitäten von Kommunen in der BRD unzulässig
waren, ergaben sich kurz danach außerordentlich
günstige Bedingungen dafür: innenpolitisch durch
die Schaffung der rechtlichen Grundlagen durch
die Arbeitsgemeinschaft der Innenministerien 1985
und außenpolitisch durch das Ende des „Kalten
Krieges“. Die Entwicklung seitdem blieb hinter den
gegebenen Möglichkeiten eindeutig zurück. So gibt
es heute etwa 500.000 Kommunen in der Welt und
etwa 100.000 davon in Europa, davon wiederum
etwa 13.000 in Deutschland. Bei Existenz von  etwa
350.000 kommunalen Körperschaften in Afrika,
Asien und Lateinamerika haben nur knapp 700
deutsche Kommunen Partnerschaften mit solchen.
Im  Land Brandenburg stockt dieser Prozeß quanti-
tativ im wesentlichen seit dem Jahr 2000 mit

„Vorreitern“ wie Finowfurt, Altlandsberg und dem
Amt Schönefeld sowie mit Frankfurt/Oder,
Rheinsberg, Werder/Havel und Neuruppin.
Langjährige Anstrengungen der NRO in Teltow
bleiben aus unverständlichen Gründen von der
Kommune unerwidert, und die Haltung der
Spitzen der Landeshauptstadt Potsdam zu einer
Partnerschaft mit einer Kommune im Süden, z.B.
mit der Stadt Sansibar, zu der bereits vielfältige
Kontakte von NRO und einzelnen Gruppen und
Bürgern bestehen, stellt nicht gerade ein
Ruhmesblatt dar (der Autor hatte in seiner
Eigenschaft als Direktor des BEPI  die ersten diesbe-
züglichen Gespräche mit dem damaligen
Oberbürgermeister bereits am 10.1.1992!).
Qualitativ besitzen die vor Jahren von uns formu -
lierten Einschätzungen und Lehren uneinge -
schränkt immer noch volle Gültigkeit (siehe: BEH
39/40, S.113 ff.).
Unumgänglich erscheint mir für ein besseres
Vorankommen auf diesem Gebiet in
Brandenburg:
• die Sicherung einer breiten Basis für alle
Bemühungen durch die Masse der Bürger und die
Nutzung der Potenzen von Einzelpersonen mit spe-
ziellen Beziehungen zum angestrebten Partner;
• das möglichst enge Zusammenwirken von VEN -
ROB und NRO mit dem Städte- und Gemeindebund
Brandenburg, über den auch die diesbezügliche
Qualifizierung der kommunalen Wahlfunktionäre
und ihrer Mitarbeiter erleichtert und die relativ
negativen kommunalen Rahmenbedingungen
(unzureichende finanzielle und personelle
Ausstattung der Kommunen, konzeptionelle
Schwächen bezüglich des Zusammenhangs von
Umwelt und Entwicklung etc.) ausgeglichen werden
können; 
• Einflußnahme in Richtung auf eine bessere
Unterstützung der Bemühungen durch Landes-
und Bundesregierung über die Landtagsfraktionen
– in Brandenburg unter Ausnutzung der Rolle der
unserem Anliegen sehr aufgeschlossen gegenüber-
stehenden Vizepräsidentin –, aber auch der
Arbeitsgemeinschaft der Eine-Welt-Landesnetz-
werke und des VENRO.

Diskussionsbeitrag von Prof. Dr . Walter Hund t
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Zukunf tsthemen kommunaler Entwicklungszusammenarbeit in Deut schland
Dr. Stefan Wilhelmy, Servicestelle der InWEnt gGmbH
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SODI-Partnerschaf tsaktion für T sunami-Op fer in Indien
Vortrag von Ravindra Gujjula, Ortsbürgermeister und Hans-Jürgen Ebert, SODI e.V.
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Am 21. Mai 2006 wurde durch das entwicklungspo -
litische Landesnetzwerk VENROB anlässlich eines
Aktionstages der bundesweiten Kampagne „Von
Armut bis Zucker“ der Arbeitsgemeinschaft der
Eine-Welt-Landesnetzwerke e.V. auf dem
Potsdamer Bassinplatz eine Talkrunde veranstaltet.
Auf die Frage nach einer Nord-Süd-Städte-
partnerschaft der Landeshauptstadt äußerten sich
die teilnehmenden Vorsitzenden der Fraktionen der
Stadtverordnetenversammlung von  Linke/PDS,
CDU, Grüne/B90 und Die Andere sehr positiv.
Unterstützung für dementsprechende Aktivitäten
gab es auch seitens der SPD und Bürger-
Bündnis/FDP. Die Vereine wurden gebeten, einen
passenden Vorschlag zu machen. Als ein entschei-
dender Ausgangspunkt für die Findung einer
Partnerstadt in einem Entwicklungsland wurde
schon damals die Möglichkeit benannt, an beste-
hende Kontakte anknüpfen zu können, um diese
zum Aufbau der Partnerschaft nutzen zu können.

Es wurden von VENROB danach alle Potsdamer
NRO´s eingeladen, die in diesem Bereich tätig sind
bzw. Kontakte unterhalten, an diesem Diskussions-
prozess teilzunehmen und Vorschläge zu unterbrei -
ten. Unter den Vorschlägen ragte Sansibar-Town
heraus und dies (neben verschiedenen interessan-
ten Anknüpfungspunkten wie Hauptstadt eines
„Bundesstaates“, UNESCO-Weltkulturerbestadt,
internationaler Medienstandort mit bekanntem
Filmfestival u.a.) vor allem deswegen, weil es schon
seit 16 Jahren insbesondere im Rahmen der Projekte
der Regionalen Arbeitsstellen für Ausländerfragen,
Jugendarbeit und Schule (RAA) einen Austausch
von Jugendlichen gibt.  Man kann also beim Aufbau
einer Städtepartnerschaft auf einen Kreis von
Interessierten zurückgreifen, was keine andere in

der Diskussion befindliche Stadt  in diesem Umfang
aufweisen konnte. Mit der RAA und der Berlin-
Brandenburgischen Auslandsgesellschaft (BBAG)
e.V. unterstützen außerdem zwei in der Stadt
ansässige und in der Einwerbung von
Fördermitteln sehr erfahrene Träger die Initiative. 

Uns sind die notwendigen Bemühungen und
Anstrengungen bewusst, die zum Aufbau der part -
nerschaftlichen Beziehungen mit Sansibar nötig
sind, von einer blauäugigen Herangehensweise
sind wir weit entfernt. Aus unserer Sicht sollte nach
der Beschlussfassung der Stadtverordneten über
den Aufbau einer Partnerschaft mit einer Stadt in
der so genannten Dritten Welt die Potsdamer
Bevölkerung informiert und engagierte Bürger
geworben werden, die sich in die Ausgestaltung
der Partnerschaft einbringen wollen. Dabei kann
optimalerweise eine breite Palette von interessier-
ten Bürgern, Vereinen, Institutionen, Schulen  und
Unternehmen einbezogen werden. Für zwei
Informationsveranstaltungen sind der BBAG
bereits Fördermittel des BMZ bewilligt, eine
Fotoausstellung steht zur Verfügung, die auch im
Stadthaus gezeigt werden könnte. Dabei geht es
nicht darum, die bestehenden Kontakte mit dem
Etikett „Städtepartnerschaft“ zu versehen, sondern
diese um neue Austauschformen  und Partner zu
erweitern. Zugegebenermaßen liegt dabei noch vie-
les an Öffentlichkeitsarbeit und Motivierung vor
uns. Eine aktive Rolle der Stadtverwaltung würde
dies zweifellos befördern.

Wir freuen uns über jegliche Unterstützung unserer
Initiative. Sich eine weltoffen nennende Stadt
Potsdam, die jenseits Europas und der USA keine
Partner kennt, wäre eine traurige Alternative.

Wenn sich S tadtväter und ihre Partner engagieren….W as tut sich in Pot sdam?
Anmerkungen auf dem W eg zu einer S tädtep artnerschaf t Pot sdam – Sansibar 
von Kilian Kindelberger und Uwe Prüfer

20



… Sind kommunale Entwicklungspartnerschaften
auch ein Beitrag zur Integration (von Migranten)
und zur Interkulturalität? Zu dieser interessanten
und in der Öffentlichkeit bisher weniger diskutier -
ten Frage fand Frau Sera Choi vom Büro der
Integrationsbeauftragten des Landes Brandenburg
Antworten, die deutsche Entwicklungspolitik not -
wendigerweise kritisch beleuchten. Das Thema ist
insofern belastet, als Arbeitsmigration nach
Deutschland als Beitrag zur Entwicklungshilfe ver -
standen wurde, jedoch in der Realität von Diskrim -
inierung durch gefährliche Arbeit, Massenunter -
künfte u.a. begleitet war. In Wirklichkeit habe es
sich um Entwicklungshilfe für Deutschland durch
neokoloniale Ausbeutung gehandelt und in dem
Sinne kein Beitrag zur Interkulturalität. 
Was die Entwicklungszusammenarbeit betrifft, so
ist ein Helfer, der sich als Überlegener gibt ein
Gegensatz zu Interkulturalität. Durch die Definition
des Fremden definiere man sich selbst.
Partnerschaft erfordere Selbstreflexion und
Beachtung der ökonomischen Zusammenhänge.
Interkulturelle Kompetenz ist eine Voraussetzung
für gedeihliche Entwicklungszusammenarbeit.
Unreflektierte Begegnungen bergen die Gefahr der
Reproduktion alter Muster und Vorurteile. Das ist
besonders bei der Einbeziehung von Jugendlichen
zu beachten.

Der Beitrag bot viele Anknüpfungspunkte zur
Diskussion: So können Bestrebungen zur Prägung

der Identität in Deutschland durch das „christliche
Menschenbild“ (wie es z.T. in Parteipolitiken betont
wird) letztlich zur Ausgrenzung des Fremden füh -
ren. Betont wurde, dass Begegnungen sowohl
Völkerfreundschaft als auch Rassismus fördern
können. Umso wichtiger ist deren gute Vorberei -
tung. Dazu gehört auch die Vermittlung histori -
scher Kenntnisse. Kilian Kindelberger sieht es als
notwendig an, Migranten dort einzubinden,  wo sie
gesellschaftliche Anerkennung finden können, z.B.
in Ehrenämter. Alexander Engels mahnte, die
Zusammenarbeit nicht mit Schuldgefühlen zu bela -
sten, Integration und Entwicklungszusammen -
arbeit im Zusammenhang zu sehen. Kenntnisse
über die Migranten schaffen auch Voraussetzungen
für die Entwicklungszusammenarbeit.

Michael Strecker forderte, interkultureller
Kompetenz auch seitens der Arbeitsagenturen
mehr Beachtung zu schenken, regte "Kompetenz-
pässe" an und verwies auf die Tätigkeit der Stiftung
Interkultur (www.stiftung-interkultur.de). Die
Erfolgsgeschichte interkultureller Gärten zeige,
dass bei den Migranten der Wunsch besteht, in der
Fremde Wurzeln zu schlagen.

Kontakt:
Dr. Gerold Fierment
Brandenburg 21 e.V./
Brandenburgische Werkstatt Lokale Agenda 21
E-Mail: Gerold.Fierment@gmx.net
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Kommunale Entwicklungspolitik – auch ein Beitrag zu Integration und
Interkulturalität? 
Eindrücke von einer Tagung zum kommunalen Nord-Süd-Engagement in Brandenburg
von Dr. Gerold Fierment (auszugsweise)



Kommunales Nord-Süd-Engagement – es tut sich
etwas in der Bundesrepublik. 
Die Zahl der Nord-Süd-Städtekontakte und -part -
nerschaften wächst langsam, aber stetig. Die nach-
haltige Beschaffung der öffentlichen Hand kann
einige ermutigende Beispiele vorweisen.
Diskussionen und Erfahrungsaustausche zum
Thema finden in Landtagen und  Stadtparlamenten
statt; mehrere Beschlüsse liegen vor.
Nicht so in Brandenburg.
Die Zielstellung der Tagung, einen diesbezüglichen
Brückenschlag in unser Land zu versuchen und
„…ein gemeinsames Forum für Brandenburger
Kommunal- und Landespolitik, Verwaltung und
Zivilgesellschaft anzubieten…“ konnte angesichts
der mangelnden Beteiligung von Kommunal -
verwaltungen nicht erfüllt werden.
Die interessanten, sehr sachkundige Referate zu
verschiedenen Facetten des Themas sowie die kon-
struktive und offene Diskussionen der Tagung fan -
den im Prinzip ohne deren Repräsentanten statt.
Ein Zustand, der beispielsweise in Bayern und
Nordrhein-Westfalen der Vergangenheit angehört.
VENROB fragt sich, ob in Brandenburg das Thema
noch nicht angekommen ist oder das entwicklungs -
politische Landesnetzwerk keine Akzeptanz bei
den anderen Akteuren findet.
Insbesondere in einer Phase der Diskussion um die
neue Kommunalverfassung des Landes wäre eine
größere Aufmerksamkeit für dessen Zukunfts -
fähigkeit wünschenswert gewesen.
Natürlich sind den Veranstaltern die Problemlagen,
Sachzwänge und die schwierige finanzielle Lage
klar, denen sich Kommunalpolitikerinnen und
Kommunalpolitiker täglich gegenübersehen.
Trotzdem bleibt zu hoffen, dass die Thematisierung
von kommunalem Nord-Süd-Engagement in
Brandenburg im Kontext seiner Nachhaltigkeit
nicht missverstanden wurde und wird als eine Art
Spendenaufruf  von „Gutmenschen“ für ein afrika -

nisches Dorf, worüber in Zeiten gefüllter
Stadtkassen auch mal nachgedacht werden könnte. 

Ausblicke:
VENROB bleibt dran. Es sollen erneut die Kontakte
mit den politischen Parteien und den kommunalen
Spitzenverbänden gesucht werden. 
Als konkrete Handlungsfelder wird VENROB die
nachhaltige öffentliche Beschaffung sowie Nord-
Süd-Städtekontakte und -partnerschaften verstärkt
benennen. 
Das Landesnetzwerk geht davon aus, dass es vor
allem gelingt, im Ausschuss für Europa -
angelegenheiten und Entwicklungspolitik des
Landtages sowie im  Städte- und Gemeindebund
Brandenburg diese Themen anzusprechen.
Die Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit von
Kooperationen seiner Mitglieder und weiterer
Vereine mit den existierenden Lokale Agenda 21 in
Brandenburger Kommunen liegt auf der Hand,
zumal auch diese dringend Verstärkung bedürfen.
Lokale zivilgesellschaftliche Initiativen auf diesem
Gebiet werden deshalb besonders ermutigt und
unterstützt; gute Beispiele wie „Cottbus gibt 8“ mit
einer Aktionswoche zu den öffentlichkeitswirksa -
men Toren der Kampagne zu den UN-Millennium-
Entwicklungszielen oder die Bemühungen um eine
Partnerschaft der Landeshauptstadt mit Sansibar-
Town (Tansania) werden begleitet.

Die alljährlich im Herbst stattfindenden Branden -
burger Entwicklungspolitischen Bildungs- und
Informationstage (BREBIT) bieten ein anschauliches
Vorbild, wie sich durch engagiertes und arbeitstei -
liges Wirken verschiedener Akteure globale
Themen lokal verankern und dafür zunehmend
Mitmacher gewinnen lassen. Bisher konnten seit
der 1. BREBIT im Jahre 2004 die Zahl der
Veranstaltungen und der Teilnehmenden ca. ver-
dreifacht werden.
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Optimistisch-konstruktiver Ausblick?  (An)S prüche, Resümee 
Uwe Prüfer, VENROB e.V.



1. Im Rahmen der Kampagne „Procura+“ ist ein
Handbuch für nachhaltige Beschaffung erstellt wor -
den. Die Kampagne wurde im Jahr 2004 von ICLEI
– Local Governments for Sustainability – ins Leben
gerufen. Das Ziel der Kampagne ist es, eine ausrei-
chende Zahl von öffentlichen Einrichtungen dazu
zu bewegen, umweltrelevante und soziale Kriterien
in ihre Beschaffungspolitik und konkret in ihre
Ausschreibungen aufzunehmen. Das Handbuch
bietet vielfältige Informationen und praktische
Tipps über einzelne Produkte und Dienst -
leistungen: u.a. über Busse, Reinigungsmittel und -
dienstleistungen, grünen Strom, Lebensmittel und
Catering-Dienstleistungen, Elektrische und elektro -
nische Bürogeräte (IT) sowie Gebäudeneubau/-
sanierung. Das Handbuch steht auch als Download
zur Verfügung:  
www.procuraplus.org/

2. Das Eine Welt Netzwerk Bayern hat im Rahmen
des Projektes „Globalisierung von Sozial- und
Umweltstandards“ 2006 eine sehr informative
Broschüre herausgegeben. Sie enthält Beiträge zu
aktuellen Rahmenbedingungen nachhaltiger
Beschaffung,  Rechtsgutachten, Beispiele der Ände-
rung der Vergabepraktiken in bayrischen
Kommunen und bietet einen Überblick zu Labeln
und Siegeln.
„Kommunen und Eine Welt. Nachhaltigkeit in der
öffentlichen Beschaffung“ kann bezogen werden
über: Eine Welt Netzwerk Bayern e.V., Weiße Gasse
3, 86150 Augsburg.
info@eineweltnetzwerkbayern.de

3. Über die  Website der Arbeitsgemeinschaft der
Eine-Welt Landesnetze in Deutschland  e.V. (agl) –
www.agl-einewelt.de – können Sie sich zu den ent-
sprechenden Aktionen der NGO und zu Initiativen
in den einzelnen Bundesländern informieren.

4. Das Corporate-Accountability-Netzwerk
(www.cora-netz.de) bearbeitet u.a. Öffentliches
Beschaffungswesen.  Unter Federführung der
Christlichen Initiative Romero (CIR) sind neue
Aktionsmaterialien erschienen, mit denen politi -
scher Druck für eine soziale und ökologische
Reform des Vergaberechts aufgebaut
werden soll. Verfügbar sind eine kostenlose
Aktionszeitung mit Einführung in das Thema,
ebenfalls kostenlose Aktionspostkarten an die
Regierungsfraktionen, die im Bundestag für die
Verankerung sozialer und ökologischer Kriterien
bei der bevorstehenden Vergaberechtsreform stim-
men sollen, und des weiteren eine Hintergrund -
broschüre (7 Euro). Diese informiert über verschie-
dene öffentlich beschaffte Produkte (Computer,
Autos, Kleidung, Blumen, Steine, Spielzeug) sowie
über positive Ansätze, rechtliche Hintergründe und
Anregungen für Aktionen vor Ort. 
Bezug über: Christliche Initiative Romero
Frauenstr. 3-7; 48143 Münster; Tel. 0251 / 89503;
www.ci-romero.de; cir@ci-romero.de

5. Materialien der Servicestelle Kommunen in der
Einen Welt der InWEnt – Internationale
Weiterbildung und Entwicklung gGmbH finden Sie
unter www.inwent.org
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Materialien, Links
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Fotografische Eindrücke

Podium: Kilian Kindelberger, Dr. Gerd Harms, Uwe Prüfer (von links)                           Fotos: VENROB

Tagungsteilnehmer
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An den Informations-Tischen

Frau Schnura



Die Vertreterinnen und Vertreter aus kommunaler
Verwaltung und Politik, Spitzenverbänden,
Nichtregierungsorganisationen und Wissenschaft
stellen fest: Die Gestaltung der Globalisierung
erfordert eine Rückbesinnung auf lokale
Fähigkeiten und Potenziale der Zivilgesellschaft.
Kommunen gewinnen an Bedeutung für die inter -
nationale Zusammenarbeit: Sie sind der Ort für
Begegnung und Umsetzung nachhaltiger Entwick -
lungsstrategien und -konzepte.

Integration, Migration und Entwicklungs -
zusammenarbeit verbinden
Eine Orientierung am Leitbild einer weltoffenen
und international vernetzten Kommune erhöht ent -
scheidend die Zukunftsfähigkeit der Kommunen in
Zeiten der Globalisierung.
Erfolgreiche Integration, Förderung von Partizi -
pation und kultureller Vielfalt sind zugleich erfolg -
reiche kommunale Entwicklungszusammenarbeit.
Es ist vordringlich die Politikfelder Integration,
Migration und Entwicklungszusammenarbeit mit -
einander zu verbinden und eine Kohärenz dieses
Themenkomplexes mit anderen Ressorts, insbeson-
dere Bildung, Kultur, Außen, Finanzen und
Wirtschaft, herbeizuführen.
Der Zusammenarbeit mit Menschen mit
Migrationshintergrund kommt eine zentrale Rolle
zu, in unserer Gesellschaft Probleme des globalen
und demographischen Wandels besser zu lösen.

Zusammenarbeit und Partnerschaft in und
zwischen Kommunen
Das Ziel nachhaltiger Entwicklung bietet die
gemeinsame Grundlage für strategische Partner-

schaften zwischen allen kommunalen Akteuren aus
Verwaltung, Politik und Zivilgesellschaft. Hierzu
sind Potentiale zu analysieren, Interessen zu klären
und eine Zusammenarbeit zu vereinbaren.
Kooperation,Vernetzung und Austausch in und
zwischen Kommunen sowie zwischen den ver -
schiedenen politischen Ebenen bilden das
Fundament für erfolgreiche europäische und inter -
nationale Partnerschaftsarbeit.

Umsetzung der Millenniums-Entwicklungsziele
und der Agenda 21 in Kommunen
Die Umsetzung der acht Millenniums-
Entwicklungsziele ist eine gemeinsame Aufgaben
für alle zivilgesellschaftlichen Akteure und politi -
schen Ebenen.
Sie sind Anlass und Chance, um kommunale
Entwicklungszusammenarbeit und lokale Agenda
21-Prozesse zu stärken und auszuweiten.
Die weltweite Verwirklichung des Prinzips der
kommunalen Selbstverwaltung ist eine wesentliche
Voraussetzung für die erfolgreiche Umsetzung der
Millenniums-Entwicklungsziele.

Anerkennung und Förderung
Kommunen und Initiativen gestalten
Globalisierung. Sie sind wichtige Partner für die
internationale Zusammenarbeit und Entwicklung.
Zugleich ist ihre Partnerschaftsarbeit auch eine
Investition in die eigene Kommunalentwicklung.
Dieses Engagement ist auf EU-Ebene, von Bund
und Ländern zu unterstützen. Es braucht rechtliche
Sicherheit, angemessene Ressourcen und eine ver-
besserte Förderung, ähnlich den Konzepten ver-
schiedener europäischer Nachbarn. 
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Kommunen und Initiativen gest alten Globalisierung
Erklärung der 10. Bundeskonferenz der Kommunen und Initiativen, Hamburg 2006



Die Stadt ...

Begrüßt die von den Vereinten Nationen im Jahre
2000 verabschiedeten Millenniums-Entwicklungs -
ziele (Millennium Development Goals MDGs) für
eine bessere, gerechtere und sicherere Welt,

Betont , dass sich die Verpflichtungen aus der
Millenniumserklärung der Vereinten Nationen
zwar in erster Linie an die Regierungen der 189
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen richten, die
die Erklärung unterschrieben haben,

Äußert aber gleichwohl ihren Willen, im Rahmen
ihrer Möglichkeiten an der Verwirklichung der
Millenniums-Entwicklungsziele mitzuwirken und

Will in diesem Sinne prüfen, inwieweit folgende
Aktivitäten realisiert werden können:

I. Maßnahmen der Information und
Bewusstseinsbildung
– Durchführung eigener Aktionen und die
Unterstützung von Aktionen Dritter mit dem Ziel,
die Information über die Millenniums-
Entwicklungsziele in der Bevölkerung zu verbrei -
tern und somit das Bewusstsein für die damit ange-
sprochenen Probleme zu wecken und Denkanstöße
zu geben
– Förderung von Dialog und Zusammenarbeit mit
ausländischen Mitbürgern/innen, insbesondere aus
den Weltregionen, auf die sich die Anstrengungen
der Millenniums-Entwicklungsziele richten, in
kommunalen Einrichtungen (z. B. Kindergärten,
Schulen, Jugendzentren, Bibliotheken, Museen,
Volkshochschulen, Freizeiteinrichtungen), um so
durch direkte Kontakte ein für viele
Mitbürger/innen vergleichsweise abstraktes
Thema begreiflicher zu machen

II. Maßnahmen der Vernetzung und
Konzentration von Aktivitäten
– Werbung für und Unterstützung eines breiten
Bündnisses von lokalen Akteuren (Nichtregie -
rungsorganisationen, Schulen, Universitäten, örtli -
che Wirtschaft und örtliches Handwerk, Kirchen
usw.), um den Bestrebungen und Aktivitäten zur
Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele
eine möglichst breite Verankerung und
Beständigkeit zu geben
– Ausrichtung der kommunalen Partnerschafts -

arbeit auf Erreichung der Millenniums-Entwick -
lungsziele (z. B. Aufnahme des Themas in die
Arbeitsprogramme mit den Städtepartnern und
Austausch über Aktivitäten in den Partner -
kommunen bzw. Durchführung gemeinsamer
Aktionen)

III. Maßnahmen zur Förderung einer global
denkenden und in diesem Sinne Verantwortung
übernehmenden Kommunalpolitik
– Überprüfung des eigenen kommunalen Handelns
auf Verhaltensmuster, die dem Grundsatz der
Einen Welt verpflichtet sind und die damit auch die
allgemeine Grundlage der Millenniums-Entwick -
lungsziele unterstützen ( z.B. Einsatz fair gehandel-
ter Produkte in der Verwaltung, Schulen,
Krankenhäusern, Kindergärten und auf kommuna -
len Veranstaltungen, faires und nachhaltiges
Beschaffungswesen in den Bereichen Energie,
Baustoffe, Dienstbekleidung, Bürobedarf, Einsatz
energiesparender Fahrzeuge, Maßnahmen zur
Energieeffizienz usw.)

IV. Maßnahmen zur Unterstützung der
Kommunen in den Ländern des Südens
– Erweiterung des bestehenden Partnerschafts-
netzes auf Dreieckspartnerschaften mit einer oder
mehrerer Kommunen aus EU-Ländern und einer
Kommune aus den Ländern des Südens
– Förderung starker, selbstverwalteter Kommunen
in den Entwicklungsländern durch Unterstützung
des kommunalen fachlichen Wissenstransfers im
Rahmen des Einsatzes von kommunalen
Experten/innen in kommunalen Entwicklungs -
projekten erfahrener Einrichtungen der Entwick -
lungszusammenarbeit

Ist der Überzeugung , dass das kommunale Enga-
gement im Rahmen der Millenniums-
Entwicklungsziele auch dazu beitragen kann, der
wachsenden Armutswanderung nach Europa ent -
gegenzuwirken

Fordert die Bundesregierung auf, den Willen der
Kommunen, ihren Beitrag zur Erreichung der
Millenniums-Entwicklungsziele zu leisten, anzuer -
kennen und sie stärker als Akteure der Entwick -
lungszusammenarbeit zu berücksichtigen.

(Diese Erklärung kann durch Mitgliedskommunen
des Deutschen Städtetages unterzeichnet werden.)
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Millenniums-Erklärung der Mitgliedskommunen des Deut schen S tädtetages


